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Politischer Bericht 5/2006 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
Meinungs- und Versammlungsrecht sind in Deutschland ein hohes Gut und haben zu 

Recht Verfassungsrang. Das wird auch so bleiben! Die Grenze der Meinungsfreiheit 

ist jedoch da überschritten, wo unter ihrem Deckmantel die Opfer des Holocaust 

verhöhnt oder die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft verherrlicht 

oder verharmlost und dadurch der öffentliche Friede gefährdet wird. Deshalb 

reagieren wir mit einer Verschärfung des Versammlungs- und Strafrechts, um gegen 

extremistisch ausgerichtete Versammlungen unter freien Himmel vorzugehen. Wir 

werden einen entsprechenden Gesetzentwurf einbringen. Ich weiß, mit juristischen 

Mitteln allein können wir den braunen Sumpf nicht austrocknen, dazu bedarf es 

mehr. Aber da, wo wir juristisch handeln können, müssen wir auch handeln. 

 

Wir haben die tatsächliche Steuerlast der Unternehmen - Kapital- und 

Personengesellschaften - in den letzten Jahren massiv gesenkt. Insgesamt wurden 

die Personengesellschaften mit Senkung der Einkommensteuer um rd. 17. Mrd. Euro 

entlastet. Jetzt müssen die Unternehmen zeigen, dass sie die gesparten 

Steuermilliarden auch investieren und damit Arbeitsplätze in Deutschland schaffen. 

Für mich steht fest: In Sachen Kapitalgesellschaften brauchen wir eine in der EU 

abgestimmte Vorgehensweise, Steuerdumping ist nicht akzeptabel. Und: Eine 

weitere Reform bei den Unternehmenssteuern darf nicht zu Lasten anderer 

öffentlicher Aufgaben gehen. Wir können das knappe Geld nicht zweimal ausgeben. 

Und wir können unser Unternehmensteuerrecht eben nur im europäischen Rahmen 

reformieren. Die Arbeitsgruppe unter der Leitung von Hans Eichel wird bis Ende 

diesen/Anfang nächsten Jahres erste Ergebnisse vorlegen, mit denen wir dann auch 

in den Bundestagswahlkampf ziehen können. 

 

Mehr als 5 Mio. Arbeitslose im Januar - das ist erschreckend, aber nicht 

überraschend. Durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe gibt es 

ein realistisches Bild über das tatsächliche Ausmaß der Arbeitslosigkeit in 



Deutschland. Mehr als 200.000 ehemalige erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger sind 

im Januar erstmals in der Statistik registriert worden. Sie waren zwar auch schon 

vorher arbeitslos, sie tauchten in der Statistik der BA aber zuvor nicht auf. Und wir 

müssen damit rechnen, dass die Zahl im Februar aus diesem Grund noch einmal 

zunehmen wird, denn der Prozess der Übergabe aus der Sackgasse der Sozialhilfe 

in die Vermittelbarkeit der Bundesagentur läuft noch. Dieser Sachverhalt macht 

deutlich, wie richtig und wichtig unsere Reformen auf dem Arbeitsmarkt und die 

sogenannten Hartz-Gesetze sind. Jetzt kommt es darauf an, dass die 

Arbeitsagenturen, die Arbeitsgemeinschaften und die optierenden Kommunen alles 

tun, um diese arbeitslosen Menschen zu unterstützen und ihnen konkrete Hilfe 

anzubieten. Das gilt insbesondere für arbeitlose Jugendliche unter 25 Jahren, die alle 

in den nächsten Wochen von den jeweiligen Agenturen angeschrieben werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Siegmund Ehrmann, MdB  
 
 
 
 



 



 



 



 
 


